Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1869 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Mai 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bunderates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
219. Sitzung am 20. Mai 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 6. Mai 1960 verabschiedeten 

Gesetzes über das Apothekenwesen 
— Drucksachen 570, 1769 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


gez. Dr. Röder 


Bonn, den 20. Mai 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 9. Mai 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Röder 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz über das Apothekenwesen 

4. Zu § 12 


1. Zu § 2 

a) In Absatz 1 Nr. 6 sind die Worte „und die 
nach der Apothekenbetriebsordnung (§ 25) 

* erforderlichen Einrichtungen und Geräte" zu j 
streichen. 

Begründung i 

Gegen die Bestimmung, daß bereits vor Er- 
teilung der Erlaubnis der Nachweis erbracht 
werden muß, daß die erforderlichen Einrich- 
tungen und Geräte zur Verfügung stehen, 
bestehen verwaltungspraktische Bedenken. 
Es wird im Einzelfall nicht immer möglich 
sein, schon im Zeitpunkt der Antragstellung 
das Vorliegen dieser Voraussetzungen nach- 
zuweisen. Dies ist auch nicht erforderlich, 
weil nach § 6 sichergestellt ist, daß der An- 
tragsteller im Zeitpunkt der Eröffnung der 
Apotheke über Einrichtungen und Geräte 
verfügen muß. 

b) Absatz 1 Nr. 7 ist wie folgt zu fassen: 

„7. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner gei- 
stigen oder körperlichen Kräfte oder 
wegen einer Sucht zur Leitung einer 
Apotheke unfähig oder ungeeignet ist." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, im Einklang mit der 
Regelung der Reichsärzteordnung bereits eine 
Schwäche der geistigen und körperlichen Kräfte 
bei der Erteilung der Erlaubnis zu berücksich- 
tigen. Der Begriff „Krankheit" erscheint zu eng. 


2. Zu § 3 

Nr. 3 ist wie folgt zu ergänzen: 

", oder durch Widerruf der Genehmigung zur 
Ausübung des Apothekerberufs gemäß § 3 der 
Reichsapothekerordnung vom 18. April 1937;". 

Begründung 

Es muß sichergestellt sein, daß mit dem Wider- 
ruf der Ausübung des Apothekerberufs auch 
die Erlaubnis endet. 


3. Zu § 7 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 13. 


In § 12 sind die Worte „oder mit einem Ver- 
stoß gegen diese Vorschriften in Zusammen- 
hang stehen" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist aus Gründen der Rechts- 
sicherheit geboten. Bei der vorliegenden Fas- 
sung wäre der Kreis der Rechtsgeschäfte, die 
von der Nichtigkeit erfaßt werden sollen, nicht 
mit hinreichender Sicherheit bestimmbar. 


5. Zu § 13 

§ 13 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 13 

(1) Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers 
dürfen die Erben mit Genehmigung der zustän- 
digen Behörde die Apotheke für längstens 12 
Monate durch einen Apotheker verwalten las- 
sen. 

(2) Die Genehmigung wird für einen bestimm- 
ten Verwalter erteilt. Der Verwalter muß die 
Voraussetzungen des § 2 Nr. 1 bis 4 und 7 
erfüllen. 

(3) Die Genehmigung erlischt, wenn der Ver- 
walter nicht mehr die Bestallung als Apotheker 
besitzt. § 4 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Der Verwalter ist für die Beachtung der 
Apothekenbetriebsordnung und der Vorschrif- 
ten über die Herstellung von Arzneimitteln und 
den Verkehr mit diesen verantwortlich." 

Begründung 

Die Zustimmung zur Verwaltung und die Ge- 
nehmigung des Verwalters sollte aus verwal- 
tungspraktischen Gründen uno actu erteilt wer- 
den. 

Die Vorschrift des § 7 Abs. 2 ist aus rechts- 
systematischen Gründen an dieser Stelle einzu- 
fügen. 

Es bedarf weiter einer Bestimmung, unter wel- 
chen Voraussetzungen die Genehmigung erlischt 
oder zurückzunehmen ist. 


6. Zu § 14 

a) In Absatz 1 sind die Worte „innerhalb eines 
und desselben Gemeindebezirkes" zu strei- 
chen. 
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Begründung 

In versdiiedenein Ländern unterhalten Trä- 
ger mehrerer Krankenanstalten eine zentrale 
Krai^eniiausapotiheke, aus der die Anstal- 
ten mit Arzneimitteln beliefert werden, auch 
wenn sie nicht in demselben Gemeindebezirk 
liegen. Dies wäre nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes nicht mehr möglich. 

Die Einrichtuing zentraler Krankenhaus- 
apotheken (als Kontroll- und Verteilerstellen 
von Arzneimitteln hat sich bewährt. Durch 
sie werden auch erhebliche Kosten zugun- 
sten der öffentlichen Hand eingespart (z. B. 
in Niedersachsen für die Landeski ankenan- 
stalten 248 670 DM im Rechnungsjahr 1958). 

Es ist auch nicht erkennibar, weshalb einer 
zentralen Krankenhausapotheke versagt 
sein (Soll, was einer öffentlichen Apotheke 
erlaubt ist. Es gibt öffentliche Apotheken, 
die in erheblichem Umfange Krankenanstal- 
ten, die nicht in demselben Gemeindebezirk 
liegen wie die Apotheke, mit Arzneimitteln 
beliefern (sag. Versandapotheken). Die in 
der BT-Drucfcsache 1769 zu § 15 (S. 3) ange- 
gebene Begründunig, daß eine Belieferung 
uoer den Gemeinidäbezirk hinaus deshalb 
nicht für angeizeigt erachtet werde, weil 
„dem das Verbot ides Betäubungsmittelge- 
setzes, Betäubungsmittel zu versenden, ent- 
gogensteht“, kann nicht durchgreifen; diese 
Vorschrift (§ 23 (der Verordnung über das 
Verschreiben Betäubungsmittel enthaltender 
Arzneien und ihre Abgabe in den Apotheken 
vom 19. Dezember 1930 — RGBl. I S. 635) 
bezieht isich nur auf öffentliche Apotheken. 

b) In Absatz 1 sind die Worte „ , Einrichtungen 
und Geräte" zu streidien. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 2 Abs. 1 Nr. 6. 

Außerdem könnte der Nachweis der Einrich- 
tungen imd Geräte bei negativem Ausgang 
des Eriaubnisverfahrens zu wirtschaftlich 
nicht vertretbaren Fehlinvestierungen füh- 
ren. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 berech- 
tigt zur Abgabe von Arzneimitteln für In- 
sassen der Krankenanstalten des Trägers, 
dem die Erlaubnis erteilt ist, und an die in 
den Anstalten beschäftigten Personen." 

Begründung 

In der vorliegenden Fassung können Zwei- 
fel auftauchen, ob es einer Krankenhaus- 
apotheke erlaubt ist, auch andere Kranken- 
häuser desselben Krankenhausträgers zu be- 
liefern. Dies ist aber im Interesse einer wirt- 
schaftlichen Ausnutzung der Krankenhaus- 
apotheken unbedingt notwendig. Die vor- 


geschlagene Neufassimg würde eine solche 
Regelung zweifelsfrei ermöglichen. 

7. Zu § 16 

In Absatz 1 sind die Worte „ , Einrichtungen 
und Geräte" zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 2 Abs. 1 Nr. 6. 

8. Zu § 18 

a) In Absatz 2 Satz 1 sind vor dem Wort „Pro- 
ben" die Worte „gegen eine angemessene 
Entschädigung in Geld" einzufügen. 

Begründung 

Die Einfügung erscheint im Hinblick auf 
Artikel 14 GG erforderlich. 

b) In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „Das 
Grundrecht des Artikels 13 des Grundgeset- 
zes" durch die Worte „Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Gnmdgesetzes) " zu ersetzen. 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Ergänzung ergibt sich 
aus Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG. 

9. Zu §§ 21 bis 25 

Die §§21 bis 25 sind zu streichen und durch fol- 
genden § 25 zu ersetzen: 

„§ 25 

Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, soweit dies zum Zwecke der einwandfreien 
Herstellung, Prüfung, Aufbewahrung und Ab- 
gabe von Arzneimitteln und zur Gewährleistung 
eines ordnungsgemäßen Betriebes der Apothe- 
ken erforderlich ist, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des B.undesrates eine Apothe- 
kenbetriebsordnung zu erlassen. Die Apotheken- 
betriebsordnung soll die Anforderungen fest- 
legen, die an die Räume, die Einrichtimg, den 
Betrieb, das Personal einer Apotheke, Kranken- 
hausapotheke und Zweigapotheke zu stellen 
sind. Sie soll ferner für Apotheken und Zweig- 
apotheken die Stellvertretung und Dienstbereit- 
schaft regeln sowie Vorschriften über Waren- 
lager, Nebengeschäfte, Rezeptsammelstellen 
und Arzneiabgabe außerhalb der Apotheken- 
betriebsräume treffen." 

Begründung 

Die Bestimmungen der §§ 21 bis 25 der vom 
Bundestag beschlossenen Fassung stellen eine 
unnötige Belastung des Gesetzes dar. Sie ge- 
hören rechtssystematisch in eine Apotheken- 
betriebsordnung. Außerdem ist es im Verord- 
nungswege leichter, die Regelung des Apothe- 
kenbetriebes den jeweiligen praktischen Erfor- 
dernissen anzupassen. 
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10. Zu § 26 

In § 26 sind die Worte „der Bundeswehr und 
des Bundesgrenzschutzes“ durch die Worte „der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der 
Bereitschaftspolizeien der Länder" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Gleichbehandlung der Bereitschaftspolizeien 
der Länder mit dem Bundesgrenzschutz ist an- 
gebracht 

11. Zu § 29 

a) In Absatz 1 Nr. 1 ist das Wort „Zustimmung" 
durch das Wort „Genehmigung" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 13. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 sind die Worte „an andere 
Personen als an Insassen einer Kranken- 
anstalt" durch die Worte „für andere als die 
dort benannten Personen" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 14 
Abs, 2. 

c) In Absatz 1 ist Nr. 3 zu streichen. 
Begründung 

Diese Vorschrift ist überflüssig, da die 
Schließung der Apotheke in der Weise 
durchgeführt werden kann, daß Verstöße 
’ hiergegen schon nach anderen Vorschriften 
(z. B. nach § 136 StGB) strafbar sind. 

d) In Absatz 2 sind die Worte „einer der Vor- 
schriften der §§ 21, 22, 23 und 25 oder" zu 
streichen. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu §§ 21 
bis 25. 

12. Zu § 30 

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Einer Erlaubnis nach diesem Gesetz bedarf 
nicht, wer bei dessen Inkrafttreten bereits 
Inhaber einer Erlaubnis oder Betriebsberech- 
tigung ist." 

B e gründung 

Es sollte zum Ausdruck gebracht werden, 
daß die bestehenden Erlaubnisse und Be- 
triebsberechtigungen unangetastet bleiben, 

b) Die Vorschrift des § 30 ist durch eine Rege- 
lung hinsichtlich des Schicksals der bisheri- 


gen Privilegien und Realrechte sowie der 
Realkonzessionen, Personalkonzessionen und 
sonstigen persönlichen Betriebserlaubnisse, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilt 
worden sind, sowie hinsichtlich der Verpach- 
tungsmöglichkeit, ferner durch eine Rege- 
lung hinsichtlich des Schicksals der bei In- 
krafttreten des Gesetzes bestehenden Pacht- 
verhältnisse zu ergänzen. 

Begründung 

§ 30 Abs. 1 läßt die Frage offen, welches 
Schicksal die bei Inkrafttreten des Gesetzes 
bestehenden Betriebsberechtigungen erfah- 
ren sollen. Da auf diese aber offenbar die 
Vorschriften der §§ 1 ff. Anwendung finden 
sollen, ergibt sich hieraus eine Verletzung 
des Artikels 14 GG, insbesondere durch das 
Verbot der Verpachtung sowie durch die 
Vorschriften über das Erlöschen und die Zu- 
rücknahme der Erlaubnis. Es erscheint not- 
wendig, daß die sich hieraus ergebenden 
Probleme geregelt werden. 

13. Nach § 31 

Es ist folgender § 31a einzufügen: 

.§ 31a 

Auf ärztliche und tierärztliche Abgabestelleh 
für Arzneimittel (Hausapotheken) finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwen- 
dung, " 

Begründung 

Der bisherige Rechtszustand sollte bis zu einer 
bundeseinheitlichen Regelung im Arzneimittel- 
gesetz aufrechterhalten bleiben. 

14. Zu § 32 

Unter Abschnitt III ist Nr. 14 eingangs wie folgt 
zu fassen: 

„14. die §§ 1 bis 22, 24 und 25 ..." 
Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu § 31a. 

15. Zu § 34 

§ 34 ist wie folgt zu fassen: 

.§34 

Dieses Gesetz tritt am 1, Oktober 1960 in 
Kraft." 

Begründung 

Für den Vollzug des Gesetzes ist bei der Schwie- 
rigkeit der Materie eine angemessene Vor- 
bereitungsfrist erforderlich. 
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